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Schwerpunkt

Wahrung der Demokratiefähigkeit
als Aufgabe des Kinder- und
Jugendmedienschutzes

Demokratie,Demokratiegefährdung
undDemokratiekompetenzen in
Zeiten der digitalenTransformation

Markus Gloe

Demokratie ist nicht gleich Demokratie

Verwenden zwei Personen in einem Gespräch den
Begriff „Demokratie“, so können sie damit ganz un-
terschiedliche Konzepte verbinden und aneinander
vorbeireden. Es existieren verschiedene Demokratie-
modelle und -theorien. Bereits 1956 brachte das der
Politikwissenschaftler Robert Dahl auf den Punkt,
als er sagte: „There is no democratic theory – there
are only democratic theories.“ (Dahl, 1956, 1). Da
Demokratie ein unscharfes und mehrdeutiges Kon-
zept ist, ist es ratsam, wennman sich mit anderen
über Demokratiegefährdungen und die Förderung
von Demokratiekompetenzen unterhält, zumindest
idealtypisch vereinfacht zu umreißen, welches Kon-
zept von Demokratie man den eigenen Ausführun-
gen zugrunde legt. Im Folgenden sollen im Bewusst-
sein, dass die Bandbreite noch deutlich größer ist,
zumindest die drei Grundformen liberal-repräsenta-
tive Demokratie, deliberative Demokratie und parti-
zipatorische Demokratie kurz umrissen werden.

Im liberal-repräsentativen Demokratiekonzept
treffen einige wenige in der Regel durchWahlen be-

stimmte Expertinnen und Experten die Entschei-
dungen. Die gewählten Vertreterinnen und Vertreter
sind dann verantwortlich dafür, die Interessen ihrer
Wählerinnen undWähler zu vertreten und politi-
sche Entscheidungen zu treffen, die im besten Inter-
esse der Gesellschaft als Ganzes liegen. Die Bürgerin-
nen und Bürger können sich frei entscheiden, in
welche politische Rolle sie sich begeben wollen. Sie
können wählen zwischen der Rolle der reflektierten
Zuschauerin oder des reflektierten Zuschauers, der
interventionsfähigen Bürgerin oder des interventi-
onsfähigen Bürgers oder der Aktivbürgerin oder des
Aktivbürgers. Ein zu großer Anteil an Aktivbürger-
innen undAktivbürgern wird jedoch nicht als wün-
schenswert betrachtet, da diese zu viele Ressourcen
in einer liberal-repräsentativen Demokratie binden
(Martinsen, 2009, 47). Die Bürgerinnen und Bürger
haben aber abgesehen von Partizipationsmöglich-
keiten wieWahlen, die zur Systemerhaltung dienen,
auch nur wenig Interesse daran, am politischen Pro-
zess teilzuhaben (Ferree et al., 2002). Die digitalen
Medien werden in einer liberal-repräsentativen
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Demokratie entweder unter dem Gesichtspunkt der
„Möglichkeiten der radialen Aufwärtskommunikati-
on“ (Geser, 2000, 401) oder unter dem populistisch
gewendeten Missbrauchs des Instruments gesehen.
In deliberativ-diskursiven Demokratiekonzepten be-
steht die Aufgabe der Bürgerinnen und Bürger vor
allem in der Konsensgenerierung über kontroverse
Fragen durch Deliberation, die auch in den und über
die Medien erfolgen kann. Alle Bürgerinnen und
Bürger sollen sich am öffentlichen Diskurs beteili-
gen können und damit den gleichen Einfluss auf die
Entscheidungsfindung haben.

ImMittelpunkt partizipatorischer Demokratie-
modelle stehen die Normen der politischen Gleich-
heit und Toleranz (Trappel & Maniglio, 2009). Die
Bürgerinnen und Bürger bringen sich selbst aktiv in
den politischen Prozess ein, indem sie an Diskussio-
nen, Planungen und Entscheidungen teilnehmen,
die ihr tägliches Leben beeinflussen, oder selbst aktiv
werden. Indem die Bürgerinnen und Bürger auf die-
seWeise in die Entscheidungsprozesse eingebunden
werden, wird die Regierung dazu gezwungen, ihre
Entscheidungen und Handlungen transparent zu er-
klären und zu rechtfertigen.

Demokratie ist gefährdet

Demokratie, egal welchem Konzept sie folgt, befin-
det sich weltweit auf dem Rückzug und funktionie-
rende Demokratien sind nur noch der Ausnahmefall.
Nach demV-Dems-Democracy-Index galten gerade
noch 34 Staaten im Jahr 2021 als liberale Demokrati-
en. Auch wenn weltweit nur Saudi-Arabien, der
Oman, die Vereinigten Arabischen Emirate, Katar,
Brunei und der Vatikan nicht für sich beanspruchen,
eine Demokratie zu sein. Nach den Kriterien des
V-Dems-Democracy-Index leben 70 % derWeltbe-
völkerung in Formen vonAutokratien (Boese et al.,
2022, 12), Tendenz steigend. Vor diesem Hintergrund
kommen Eberl, Jörke & Salomon zu dem Fazit: „Wohl
über kaum etwas dürfte die Einigkeit in der wissen-
schaftlichen Community imMoment so groß sein
wie über die Diagnose einer Krise der Demokratie“
(2022, 12).

Die Krisenerscheinungen, die in unterschiedli-
chemAusmaß die Demokratie in ihrer Substanz ge-
fährden, sind dabei weltweit vielfältig und auf unter-
schiedlichen Ebenen angesiedelt (BMFSFJ, 2020, 93).
Sie reichen von politischer Polarisation, über den
Rückgang derWahlbeteiligung, eine Zunahme auto-
ritärer Tendenzen, eine wachsende wirtschaftliche
und politische Ungleichheit, die Einschränkung der

Meinungsfreiheit, das Dominieren der politischen
Debatte durch populistische Bewegungen bis hin zu
mangelnder Transparenz und Korruption. Auch
wenn sich die Bundesrepublik in den gängigen De-
mokratie-Indizes häufig unter den Top Ten befindet,
gibt es keinen Grund zur Entwarnung. In verschie-
denen politischen Arenen lassen sich Entwicklungen
identifizieren, die als Transformation, Deformation
oder Regression gedeutet werden können. So lassen
sich eine immer größere Repräsentationslücke und
ein geringes Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger
in Parteien und Regierungen nachweisen.

Auch bei Jugendlichen büßen demokratische
Werte dramatisch an Bedeutung ein. So zeigt der
Werte-Atlas Bayern, dass das Vertrauen in Gesell-
schaft und Staat zwischen 2018 und 2022 um 25 %
gesunken ist, die Demokratie verliert 23,2 % und Re-
spekt in der Gesellschaft büßt 19,9 % ein. Auch die
Medien leiden – nicht erst seit der Corona-Pande-
mie, in der sich das Schlagwort der „Lügenpresse“
auf Demonstrationen verfestigt hat – unter einem
Vertrauens- und Glaubwürdigkeitsverlust. Außer-
dem lassen sich in Deutschland Zunahmen verschie-
dener Formen gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit und Pauschalisierender Ablehnungs-
konstruktionen, wachsende Empfindungen der Be-
drohung gesellschaftlichen Zusammenhalts, ein An-
steigen des Autoritären Nationalismus sowie politi-
schen und religiösen Extremismus feststellen.
Digitale Phänomene wie Echokammern, Fake News,
Hatespeech, Trolling, Verschwörungsmythen, News-
Finds-Me-Effekt und Manipulation durch Algorith-
men dienen als Verstärker und sind ein Motor für
eine Radikalisierung in der Bevölkerung.

Vielfältige Demokratische Medienbildung
ist nötig

Demokratie braucht mündige Bürgerinnen und
Bürger, die über entsprechende demokratische
Kompetenzen verfügen. Deshalb hat der Europarat
ab 2017 den Referenzrahmen für Kompetenzen für
eine demokratische Kultur entwickelt (s. Abbildung
1). Die Kompetenzen des Referenzrahmens dienen
als Orientierung für die Formulierung von Zielen für
formale und non-formale Bildungsangebote.

Der Referenzrahmen zeigt, dass es beim Erwerb
von Demokratiekompetenzen nicht nur umWissen
geht, sondern auch um die Förderung vonWerten,
Haltung sowie Fähigkeiten und Fertigkeiten. Der
Schwerpunkt wird auf die demokratische Kultur
gelegt, um deutlich zu machen, dass Demokratie
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zwar ohne demokratische Institutionen und Gesetze
nicht existieren kann, diese Institutionen und Geset-
ze jedoch eine Demokratie allein nicht gewährleis-
ten können, wenn sie nicht in einer demokratischen
Kultur, also durch demokratischeWerte, Haltungen
und Praktiken der Bürgerinnen und Bürger veran-
kert sind. Der Referenzrahmen folgt damit der Drei-
teilung von Demokratie in Demokratie als Herr-
schaftsform, Gesellschaftsform und Lebensform
nach Gerhard Himmelmann (2001). Neben der De-
mokratie als Herrschaftsform, also dem staatlichen
Handeln sowie der Organisation von Macht und
Entscheidung, zielt Demokratie als Gesellschafts-
form auf eine soziale Vielfalt, in die wir alle einge-
bunden sind: „Wir alle [...] gehören gleichzeitig un-
terschiedlichen gesellschaftlichen Teilsystemen oder
Bereichen der Gesellschaft an, nutzen sie, leben in
und von ihr, ohne uns die Teilnahme und Teilhabe
jeweils systematisch bewusst zu machen“ (Himmel-
mann, 2001, 123). Demokratie als Lebensform geht
auf den philosophischen Ansatz von John Dewey zu-
rück. Danach ist Demokratie auf die Beteiligung und
gegenseitige Verantwortungsübernahme der Bürger-
innen und Bürger sowie auf gemeinsam gelebte de-
mokratischeWerte und Erfahrungen im Handeln
und Verhalten angewiesen und muss alltäglich ge-
lebt und sichtbar werden.

Der Referenzrahmen des Europa-
rates zielt somit auf eine Aktivierung
der sozialen und politischen Rolle des
oder der Einzelnen in der Gesell-
schaft. Allerdings wird man, je nach-
dem welches Demokratiekonzept (s.
Abschnitt 1) man zugrunde legt, in
politischen Bildungsmaßnahmen un-
terschiedliche Schwerpunkte bei der
Förderung von Kompetenzen legen.

Abbildung 1:
Kompetenzen für eine demokratische Kultur des
Europarats (DEMOKRATIEBILDUNG GEGENAN-
TIDEMOKRATISCHE TENDENZEN vonMarkus
Pausch, Patricia Hladschik, Filip Pazderski, Rasha
Nagem, online: https://www.politik-lernen.at/dl/
MpoqJMJKomMoOJqx4kJK/Demokratiebildung_
gegen _Antidemokratische_Tendenzen_pdf [zu-
letzt: 24.4.2022].

Damit Kinder und Jugendliche diese Kompetenzen
ausbilden können, müssen wir neben einer politi-
schen Bildung und demokratiepädagogischen Maß-
nahmen auch eine spezifische demokratische
Medienbildung bzw.mediale Demokratiebildung
entwickeln. Denn digitale Technologien haben jeden
Lebensbereich ergriffen und/oder geformt. Couldry
und Hepp nennen dies „deep mediatization“ (2016).
Hidalgo bezeichnet die Entwicklung als eine „Revo-
lution der gesamten menschlichen Lebens- und Ar-
beitswelt“ (2020). UnsereWelt ist entsprechend zu-
nehmend von Unstetigkeit, Unsicherheit,
Komplexität und Mehrdeutigkeit geprägt. Dafür hat
sich das AkronymVUCA (Volatility – Unvertainty –
Complexity –Ambiguity) eingebürgert. Neben der
digitalen Transformation haben Globalisierung, Kli-
mawandel und Umweltzerstörung, Flucht und Mi-
gration, demografischerWandel und nicht zuletzt
die weltweite Corona-Pandemie als globale Mega-
trends (vgl. BMFSFJ, 2020, 85 ff.) in den letzten Jahren
die Unübersichtlichkeit begünstigt. Nach Thomas
Bauer kannAmbiguität „nie vollständig vermieden
werden“ (Bauer, 2018, 13). Bauer macht aber auch
deutlich, dass sowohl ein Zuviel als auch ein Zuwe-
nig an Ambiguität problematisch sind. Bei einer zu
großen Ambiguitätstoleranzausprägung würden sich
Beliebigkeit und Gleichgültigkeit ausbreiten, bei ei-
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ner zu geringen Ausprägung drohe Fanatismus. Dar-
aus leitet Bauer ab, dass es die Kunst sei, das richtige
Maß zu finden. Die heutige Gesellschaft laufe vor
allem Gefahr, „Ambiguität zu stark zu reduzieren
und damit echte Vielfalt unmöglich zu machen“
(Herzog, 2021, 203).

Die Förderung vonAmbiguitätstoleranz in der
Dimension „Haltungen“ des Referenzrahmen des
Europarates ist daher eine entscheidende Stell-
schraube – auch und gerade für eine demokratische
Medienbildung. Auch die Förderung von (digitaler)
Selbstwirksamkeit sollte im Zentrum von demokra-
tischen Medienbildungsangeboten stehen. Der Be-
griff der Medien taucht im Referenzrahmen selbst
nur in der Dimension „Wissen und kritisches Verste-
hen“ auf. Aber auch andere Kompetenzfacetten in
den anderen Dimensionen zahlen auf eine demokra-
tische Medienbildung ein. So sind die verschiedenen
Kompetenzfacetten in der Dimension „Werte“ für
ein demokratisches Handeln in den Medien relevant.
Die Fähigkeiten und Fertigkeiten zu analytischem
und kritischem Denken, Empathie, Sprach- und
Kommunikationsfähigkeiten sowie Konfliktlösungs-
fähigkeiten zahlen in der Dimension „Fähigkeiten
und Fertigkeiten“ insbesondere auf eine demokrati-
sche Medienbildung ein.
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